
Die Bestimmungen des § 9 VO über die Auseinander­
setzungen bei Besitzwechsel von Bauernwirtschaften aus 
der Bodenreform finden Anwendung.

Für Streitigkeiten hieraus ist der Rechtsweg nicht zu­
lässig.

BG Magdeburg, Urt. vom 26. Juli 1955 — 1 SV 73/55.
Der Vater der Klägerin war Neubauer. Er trat am 12. De­

zember 1952 und die Klägerin mit Wirkung vom 1. Januar 
1953 der verklagten LPG als Mitglied bei. Dabei brachte er 
in die LPG, die nach dem Typ III arbeitet, seine Neubauern­
stelle mit dem dazu gehörigen Inventar ein. Bei seinem Ein­
tritt in die LPG behielt er sich das Eigentumsrecht an dem 
streitigen Pferd vor. Von der Mitgliederversammlung wurde 
diesem zugestimmt, jedoch behielt sich die Verklagte das Vor­
kaufsrecht an dem Pferd vor. Da zwischen dem Vater der 
Klägerin und der Klägerin einerseits und der Verklagten an­
dererseits persönliche Streitigkeiten entstanden, sind beide 
am 31. Dezember 1953 wieder aus der LPG ausgetreten und 
am 23. Januar 1954 nach Z. verzogen, wo der Vater der Klä­
gerin ein Gut gepachtet hat.

Die Klägerin behauptet, das Pferd sei ihr Eigentum, denn 
ihr Vater habe ihr das Eigentumsrecht an dem streitigen 
Pferd abgetreten, und die Verklagte habe kein Recht, dies 
zurtickzubehallen. In der Mitgliederversammlung sei aus­
drücklich festgestellt worden, daß das Pferd nicht als in die 
LPG eingebracht anzusehen sei, sondern persönliches Eigen­
tum der Klägerin und deren Vater bleibe. Da die Verklagte 
das Pferd trotz mehrfacher Aufforderung nicht herausgebe, 
sei Klage geboten.

Die Klägerin hat den Antrag gestellt, die Verklagte zu ver­
urteilen, an die Klägerin den der Verklagten geliehenen 
4jährigen Wallach herauszugeben, oder im Falle der Unmög­
lichkeit der Herausgabe 220 DM nebst 4 Prozent Zinsen 
seit Klagezustellung zu zahlen.

Die Verklagte hat beantragt, die Klage als unzulässig ab­
zuweisen.

Sie trägt vor, daß der Rechtsweg nicht gegeben sei, da der 
vom Vater der Klägerin in die Verklagte eingebrachte Grund 
und Boden Bodenreformland sei, das bei der Aufgabe an den 
Bodenfonds zurückfalle. Eine neue Zuteilung der Neubauern­
stelle erfolge nur durch die Bodenkommission. Diese Neu­
zuteilung stelle einen Verwaltungsakt dar, der auch das tote 
und lebende Inventar umfasse. Der Vater habe seine aus der 
Bodenreform erhaltene Neu bauern Wirtschaft ohne ordnungs­
gemäße Rückgabe an die Bodenkommission verlassen. Es finde 
somit § 9 Abs. 2 der Verordnung über die Auseinandersetzung 
bei Besitzwechsel von Bauernwirtschaften aus der Boden­
reform vom 21. Juni 1951 (GBl. S. 629) Anwendung, der besagt, 
daß der Neubauer, der nicht ordnungsgemäß seine Neubauern­
stelle übergibt, kein Recht habe, den, Wertzuwachs seiner 
Wirtschaft erstattet zu erhalten. Da es sich um einen Ver- 
waltungsakt handele, könne das Gericht zur Verwirklichung 
etwaiger von der Verwaltungsbehörde getroffener Anordnun­
gen bez. des früheren Eigentümers einer zurückgegebenen 
Neubauernwirtschaft, nicht herangezogen werden.

Das Kreisgericht hat über die Frage, ob der Rechtsweg zu­
lässig ist, durch Zwischenurteil entschieden und den Rechts­
weg für zulässig erklärt. Es hat sich auf den Standpunkt ge­
stellt, daß es sich hier nicht um eine Auseinandersetzung bei 
Besitzwechsel von Bodenreformland handelt, sondern um die 
Geltendmachung vermögensrechtlicher Ansprüche eines frühe­
ren Genossenschaftsbauern gegenüber der LPG. Die Ausein­
andersetzungsverordnung vom 21. Juni 1951 könne nicht an­
gewandt werden. Diese Verordnung solle lediglich dazu die­
nen, zu verhindern, daß Neubauern leichtfertig ihre Siedlung 
verlassen, da hierdurch die Gefahr einer ernsthaften Gefähr­
dung der Versorgung der Bevölkerung entstehen könne, wenn 
kein geeigneter Nachfolger vorhanden sei. Bei der LPG würde 
diese Gefahr nicht bestehen.

A u s  d e n  G r ü n d e n :
I m  vorliegenden Rechtsstreit ist zu beachten, daß der 

vom Vater der Klägerin in die LPG eingebrachte Boden 
Bodenreformland war. Der Vater der Klägerin war vor 
seinem Eintritt in die LPG Neubauer. Der von der 
Klägerin geltend gemachte Anspruch ist aus der Neu­
bauernstelle des Vaters der Klägerin abgeleitet und hat 
Inventar der Bodenreformwirtschaft zum Gegenstand. 
In diesem Zusammenhang ist es unerheblich, ob das 
Pferd erst nach der Übernahme der Bodenreformwirt­
schaft gekauft wurde oder schon vorhanden war. Es ist 
auch unerheblich, ob es im Inventarbeitrag beim Eintritt 
in die LPG enthalten war. Unstreitig ist, daß es vor 
dem Eintritt des Vaters der Klägerin und der Klägerin 
in die LPG zur Neubauernstelle gehörte und somit ein 
Teil des lebenden Inventars derselben war. Wie aus 
dem Musterstatut der LPG Typ III ersichtlich ist, geht 
beim Eintritt in die LPG das Eigentumsrecht des Ein­
tretenden am Bodenreformland nicht verloren. Hierzu 
ist erst die besondere Aufgabe notwendig. Die Ausfüh­
rungen der Klägerin, daß im Falle der Aufgabe einer 
Bauernwirtschaft aus der Bodenreform bei LPG-Mit- 
gliedem die Auseinandersetzungsverordnung vom
21. Juni 1951 nicht angewandt werden könne, da im 
Statut der LPG Typ III (Abschn. II Ziff. 5) die Aufgabe 
des in die LPp eingebrachten Bodenreformlandes bei 
Austritt des Mitgliedes und gleichzeitiger Aufgabe des 
Bodens geregelt sei, sind nicht zutreffend. Die von der

Klägerin zitierte Stelle des Statuts kann hier nicht an­
gewandt werden, da hier die Aufgabe von Boden­
reformland durch solche Mitglieder der LPG behandelt 
wird, die auch nach der Aufgabe des Bodens Mitglied 
der LPG bleiben. Diese Mitglieder haben im Gegensatz 
zu den im Statut vorher aufgeführten Genossenschafts­
bauern keinen Anspruch auf Entschädigung bei Auf­
gabe des Bodens. Diese Bestimmung steht nicht mit der 
Verordnung vom 21. Juni 1951 im Widerspruch, sondern 
ergänzt sie dahingehend, daß der einmal in die LPG 
eingebrachte Boden nicht wieder von der Bodenkom­
mission an einen Bewerber, der nicht LPG-Mitglied ist, 
vergeben werden kann, sondern von der Bodenkommis- 
sion der LPG übertragen wird, und damit auch das 
Schicksal des Inventars bestimmt.

Im Falle der Klägerin war es jedoch so, daß der 
Vater der Klägerin aus der LPG ausgeschieden ist und 
seine Bodenreformwirtschaft ohne gesetzlichen Grund 
aufgegeben hat. Damit unterlag diese Aufgabe der Ver­
ordnung über den Besitzwechsel von Bodenreformland, 
die neben ihrem Sicherungscharakter auch die erziehe­
rische Funktion erfüllen soll, die Bewirtschafter im 
Interesse der Gesellschaft vor einer leichtfertigen Auf­
gabe des Grund und Bodens zu bewahren.

Der Eigentumserwerb von Bauernwirtschaften aus 
der Bodenreform ist ein Verwaltungsakt. Jede Neuzu­
teilung von Bodenreformland ist vollziehende ver­
fügende Tätigkeit der dazu berufenen staatlichen Or­
gane, die auf der Grundlage der Verordnung vom 
21. Juni 1951 über den Besitzwechsel von Bauernwirt­
schaften aus der Bodenreform erfolgt. Durch diese Ver­
ordnung werden auch die Entschädigungsansprüche der 
Beteiligten geregelt. Diese Regelung kann aber, da sie 
sich aus der verfügenden vollziehenden Tätigkeit des 
zuständigen staatlichen Organs ergibt, nur auf dem Ver­
waltungsweg geschehen. Infolgedessen ist der Rechts­
weg in diesem Rechtsstreit nicht gegeben. Die notwen­
dige Entscheidung ist vielmehr auf dem Verwaltungs­
weg zu treffen und unterliegt nicht der Nachprüfung 
der Gerichte.

§ 829 ZPO.
Wird die Pfändung der Forderungen eines LPG-Mit- 

gliedes gegen die LPG beantragt, so müssen die ein­
zelnen Ansprüche soweit spezifiziert werden, daß die 
Einhaltung der bei der Pfändung zu beachtenden Vor­
schriften gewährleistet ist.

BG Leipzig, Beschl. vom 2. Februar 1955 — 3 T 27/55.
Mit schriftlichem Antrag vom 10. Dezember 1954 beantragte 

der Gläubiger beim Kreisgericht, wegen eines Anspruchs auf 
•Zahlung von 740,74 DM nach Maßgabe der gesetzlichen Be­
stimmungen den bestehenden und künftigen Anspruch zu 
pfänden und ihm zur Einziehung zu überweisen, der den 
Schuldnern gegen die Landwirtschaftliche Produktionsgenos­
senschaft in G. ohne Rücksicht auf seine Benennung oder 
Berechnungsart, insbesondere auf Grund des bestehenden 
Pachtverhältnisses, zustehe. Auf Hinweis des Sekretärs des 
Kreisgerichts, daß die Ansprüche, die gepfändet werden soll­
ten, genau bezeichnet werden müßten, erklärte der Gläubiger 
mit Schriftsatz vom 16. Dezember 1954, daß sich der Antrag, 
wie aus den Worten „nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim­
mungen“ hervorgehe, nur auf die Ansprüche erstrecke, die 
gesetzlich der Pfändung unterlägen. Daraufhin wies der 
Sekretär des Kreisgerichts den Antrag durch Beschluß vom 
18. Dezember 1954 zurück. Er führte aus. der Gläubiger sei 
nicht zu bewegen gewesen, die zu pfändende Forderung näher 
zu bezeichnen. Da bei der Pfändung der Ansprüche der Ge­
nossenschaftsbauern gegen die LPG verschiedene gesetzliche 
Vorschriften beachtet werden müßten, könne dem Antrag des 
Gläubigers so nicht entsprochen werden.

Mit der Erinnerung beantragte der Gläubiger, dem Antrag 
vom 10. Dezember 1954 stattzugeben. Es sei ihm nicht bekannt 
gewesen, daß es sich bei den Schuldnern um Genossenschafts­
bauern handele. Er ergänzte nunmehr seinen Antrag dahin, 
denjenigen bestehenden und künftigen Anspruch zu pfänden 
und ihm zur Einziehung zu überweisen, der den Schuldnern 
gegen die LPG in G. zustehe auf Zahlung
a) von Pachtzinsen auf Grund des bestehenden Pachtverhält­

nisses,
b) der anteiligen Geideinnahmen, insbesondere solcher aus 

Bodenrente oder Arbeitsentgelt,
c) der nach dem Verhältnis der eingebrachten Ländereien und 

der nach dem Verhältnis der Arbeitsleistungen zu vertei­
lenden Geldeinnahmen,

d) von Geldbeträgen für Überlassung von Zugvieh und land­
wirtschaftlichen Maschinen.

Die Erinnerung hatte keinen Erfolg. Das Kreisgericht stellte 
sich auf den Standpunkt, daß auch ln der Erinnerungsschrift 
die zu pfändenden Ansprüche nicht genau bezeichnet seien, 
so daß das Gericht nicht die Möglichkeit habe, die für die 
Pfändung bestehenden gesetzlichen Bestimmungen anzu­
wenden.
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